
Herausgegeben von den Tragern der Juristischen Studiengcscllsch¡¡l'I K11ilN111h1.11 

Bundesverfassungsgericht, Bundesgerichtshof, Bundesanwal lschn n, lh~ch1111111wt1lt 
schaft beim Bundesgerichtshof, Juristische Fakultaten der UniVl'rsltffl1!11 l'rrllllUl,l, 
Heidelberg, Konstanz, Mannheim und Tübingen, Oberlandcsgl·richl KnrlHIIIIW, 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg und Rechtsa nwa l l~kll 111111N K11l'h1t11lll' 

N 
N 
o 
N -..... N 
o 
N 
""O 
e: 
ro 

..o 
VI 

~ 
..e 
ro --., 

Jahresband 2021/2022 

Kntillanischer Separatismus und spanische Verfassung 

Wohnungseigentumsrecht im epochalen Umbruch -
70 Jilhre Wohnungseigentum in Deutschland 

Dlgitill Justice - Made in Germany 

Klimnbeschwerden vor dem EGMR -
eine neue Dimension für den Gerichtshof 

Dcr Ukraine-Krieg 
und das volkerrechtliche Gewaltverbot 

Wissenschaft 



Katalanischer Separatismus 
und spanische Verfassung 

Oriol Mir 

Vortrag am 10.3.2021 

l. Einleitung 

Guten Abend. Ich freue mich sehr, dass ich heute bei Ihnen sein kann, 
wenn auch telematisch. 

Als ich vor mehr als einem Jahr die Einladung von Frau Dr. Brückner 
erhielt, diesen Vortrag zu halten, habe ich sofort zugesagt. Einerseits 
wegen des groJ3en Ansehens dieser Institution und der Referenten, 
die sie seit siebzig Jahren einladt. Andererseits, weil es mir ermog­
lichte, über ein Thema nachzudenken, das nicht zu meinen üblichen 
Forschungsgebieten gehort (ich widme mich hauptsachlich dem nati­
onalen und europaischen Verwaltungsrecht), das aber für mich als 
Katalane und als Jurist von groJ3em Interesse und Bedeutung ist, auch 
auf personlicher Ebene. 

Ich bin kein Separatist. Ich denke, es ist notwendig, dass Sie das von 
Anfang an wissen, damit Sie keine Zeit mit Spekulationen verlieren 
und damit Sie die ideologische Voreingenommenheit berücksichtigen, 
die. ich zweifellos habe. Sie sollten auch wissen, dass mein Fall eine 
Ausnahme zu sein scheint: Laut einer aktuellen Studie sind 87 % der 
Katalanen, die vier katalanische GroJ3eltern und ein ahnliches mo­
natliches Familieneinkommen wie ich haben, für die Unabhangigkeit. 
Ich bin auch kein spanischer Nationalist. Der Besuch einer deutschen 
Schule und die ausgezeichneten akademischen und personlichen 
Beziehungen zu Kollegen aus ganz Spanien und anderen Landern ha­
ben sicherlich meine Abneigung gegen jede Art von Nationalismus und 
meine Verbundenheit mit dem Kosmopolitismus und der europaischen 
Identitat beeinflusst. 



Trotz der unvermeidlichen Voreingenommenheit werde ich versu­
chen, Ihnen einen méiglichst unparteiischen und objektiven Blick auf 
einen sehr schwerwiegenden gesellschaftlichen und institutionellen 
Konf!ikt zu geben, der in Deutschland nur schwer zu verstehen ist 
und der noch lange nicht geléist ist. Drei Jahre nach der einseitigen 
Unabhangigkeitserklarung vom 27.10.2017 haben bei den Wahlen zum 
Parlament von Katalonien am 14. Februar die Pro-Unabhangigkeits­
Parteien mit 54,8 % der Sitze (74 von 135) erneut gewonnen. Dabei 
übertrafen sie zum ersten Mal die psychologische Schwelle von 50 % 
der Stimmen, wenn auch mit einer viel geringeren Wahlbeteiligung als 
bei den vorherigen Wahlen (53,5 % gegenüber 79 %). 

Mein Vortrag wird aus zwei Teilen bestehen. Zunachst werde ich die 
wichtigsten Fakten und Folgen des Konflikts darlegen. Dann werde ich 
méigliche verfassungsrechtliche Léisungen untersuchen. In diesem zwei­
ten Teil werde ich die These vertreten, dass der beste Weg, mit dem 
Konflikt umzugehen, die Durchführung einer Verfassungsreform wa­
re, die eine Sezessionsklausel einführt. Eine Klausel, die es Katalonien 
(undjeder anderen spanischen Autonomen Gemeinschaft) erlauben wür­
de, ein unabhangiger Staat zu werden, wenn es sehr klare Mehrheiten 
dafür gabe. 

Ich werde mich daher auf die verfassungsrechtliche Perspektive konzen­
trieren und nicht auf andere Fragen von rechtlichem Interesse eingehen, 
wie z. B. die strafrechtliche Verantwortlichkeit der Separatistenführer, 
die zu Haftstrafen von bis zu 13 Jabren verurteilt worden sind, oder die 
Auslieferung und Immunitat derjenigen, die aus Spanien geflohen und 
spater zu Mitgliedern des Europaischen Parlaments gewahlt worden 
sind (wie Prasident Puigdemont). Immunitat, die sie übrigens gestern 
verloren haben. 

2. Wichtigste Fakten und Folgen des Konflikts 

Der Aufstieg des katalanischen Separatismus ist ein junges Phanomen. 
Seine enorme Starke wurde erstmals bei einer Massendemonstration in 
Barcelona am 11. September 2012 deutlich, als mehr als eine Million 
Menschen offen die Unabhangigkeit forderten und dabei die Pro­
Unabhangigkeitsflagge statt der offiziellen Flagge Kataloniens trugen. 
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Aber das Problem der Integration Kataloniens in Spanien ist sehr alt 
und war eine Konstante in der Verfassungsgeschichte des Landes. 

Das katalanische Problem geht auf das Jahr 1714 zurück. Bis zu die­
sem Zeitpunkt genoss Katalonien ein sehr hohes Maf3 an politischer 
Autonomie. Der Ursprung Kataloniens liegt in der Grafschaft Barcelona 
(Comtat de Barcelona), die im frühen neunten Jahrhundert vom franki­
schen Karolingerreich im Grenzgebiet zu Al-Andalus (Spanische Mark) 
gegründet wurde, und die de facto unabhangig von den frankischen 
Kéinigen wurde. Im 12. Jahrhundert gründeten die Grafschaft Barcelona 
und das Kéinigreich Aragonien durch Heirat die Krone von Aragonien 
(Corona de Aragón), die die jeweiligen Regierungsinstitutionen bei­
behielt und eine grof3e territoriale Ausdehnung im Mittelmeerraum 
unter katalanisch-aragonischer Linie unternahm. Im 15. Jahrhundert 
war die Heirat des Kéinigs von Aragon Fernando und der Kéinigin von 
Kastilien Isabel die Geburtsstunde des modernen Spaniens. Unter der 
Habsburger-Dynastie, die von Karl V. (Carlos 1 von Spanien) im Jahr 
1516 ins Leben gerufen wurde, behielt Katalonien seine Institutionen 
bei. 

Als Carlos 11, der letzte Habsburger, 1700 ohne Erben starb, kam es 
zum Spanischen Erbfolgekrieg, der eine europaische Dimension hat­
te und mit den wichtigen Vertragen von Utrecht und Rastatt endete. 
Katalonien, wie auch die anderen Territorien der Krone von Aragonien, 
unterstützten schlief3lich den éisterreichischen Aspiranten (Karl VI., der 
für einige Jahre von Barcelona aus regierte), aber der Enkel Ludwigs 
XIV (Philipp V. von Anjou) setzte sich durch. Philipp V. begründete 
die bourbonische Dynastie in Spanien und etablierte das franzéisische 
Modell eines absoluten zentralistischen Staates, indem er die politischen 
Institutionen Kataloniens durch die Nueva Planta Dekrete abschaff­
te. Mit diesen Dekreten wurden auch die Institutionen der anderen 
Territorien der Krone von Aragonien abgeschafft. Nur die Institutionen 
der Foralgebiete (Baskenland und Navarra), die Philipp V. wahrend des 
Krieges unterstützt hatten, blieben erhalten. Die Niederlage Kataloniens 
erfolgte am 11. September 1714, nach vierzehnmonatiger Belagerung 
der Stadt Barcelona. Seit 1886 wird dieser Niederlage jahrlich gedacht, 
und das Datum ist der offizielle Feiertag Kataloniens (Diada). 

Die Forderung nach der Wiederherstellung der Institutionen der 
Selbstverwaltung gewann im letzten Drittel des neunzehnten 

3 



Jahrhunderts an Starke und hatte ihre erste Verwirklichung in der 
Mancomunitat de Catalunya (1914-1925). Diese Kéirperschaft ver­
einte die vier Provinzrate von Katalonien und hatte nur administrati­
ve Befugnisse. Sie entwickelte eine bedeutende Tatigkeit im Bereich 
der Kultur und der Infrastrukturen und wurde durch die Diktatur von 
Primo de Rivera aufgelost, der sie als Bedrohung für sein Modell eines 
einheitlichen und zentralistischen Staates sah. 

Die regionale Frage tauchte wahrend der Zweiten Spanischen Republik 
(1931-1939) wieder stark auf. Bei dieser ersten demokratischen 
Erfahrung in Spanien kam es zu Ereignissen, die denen der letzten Jahre 
sehr ahnlich sind. Nach dem Exil von Konig Alfons XIII. (UrgroBvater 
des jetzigen Konigs) ermoglichte die republikanische Verfassung von 
1931 zum ersten Mal die Verabschiedung eines Autonomiestatuts für 
Katalonien, wodurch es seine politischen Institutionen wiedererlangen 
und ein eigenes Parlament haben konnte. Das Statut, das schlieBlich 
1932 vom spanischen Parlament verabschiedet wurde, wies erhebli­
che Abstriche gegenüber dem füderalen Projekt auf, das von den ka­
talanischen Institutionen vorgelegt worden war (und das von der ka­
talanischen Bevolkerung in einem Referendum, das Monate vor der 
Verabschiedung der Verfassung selbst abgehalten wurde, massiv un­
terstützt worden war), aber es war eine von beiden Seiten akzeptier­
te Kompromisslosung, die die Wiederherstellung der katalanischen 
Autonomie ermoglichte. 

Diese Autonomie wurde für mehr als ein Jahr ausgesetzt, nachdem der 
katalanische Prasident Companys am 6. Oktober 1934 im Rahmen eines 
Generalstreiks gegen die neue konservative republikanische Regierung 
den ,,ka~alanischen Staat innerhalb der spanischen Bundesrepublik" 
proklamrerte. Companys und die Mitglieder seiner Regierung wurden 
wegen Rebellion zu dreifüg Jahren Gefángnis verurteilt. Nach dem Sieg 
der Linkskoalition bei den Parlamentswahlen vom 16. Februar 1936 
wur~~n sie amne_stiert und wieder an die Spitze der Generalitat (die 
trad1t10nale Bezerchnung der katalanischen Regierung) gesetzt. Man 
kann sehen, wie sich die Geschichte wiederholt. 

Wahrend_ der Zweiten Republik wurden weitere Projekte von 
Autonomrestatuten vorbereitet, aber das republikanische Parlament 
schaffte es nur, das des Baskenlandes am l. Oktober 1936 zu verab­
schieden, als der Bürgerkrieg aufgrund des militarischen Aufstandes 
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bereits ausgebrochen war. Dieser Aufstand führte, nach einem blutigen 
dreijahrigen Bürgerkrieg, zur Diktatur von General Franco, die vom 
Naziregime und von weiten Teilen der katalanischen Bourgeoisie un­
terstützt wurde. 

Die Diktatur Francos (1939-1975), die stark nationalistisch gepragt 
war, schaffte die katalanischen politischen Institutionen ab und verbot 
den offentlichen Gebrauch der katalanischen Sprache, die in den pri­
vaten und familiaren Bereich verbannt wurde. Wahrend des Franco­
Regimes gab es auch eine bedeutende interne Migrationsbewegung 
nach Katalonien und in andere Teile Spaniens, sowohl aus wirtschaftli­
chen als auch aus politischen Gründen. Die Unabhangigkeit hat weniger 
Unterstützung unter den Nachkommen dieser Einwanderer. 

Nach Francos Tod war das Problem der territorialen Gliederung 
Spaniens dasjenige, das die groBten Schwierigkeiten beim Übergang zu 
einem demokratischen System aufwarf. Nach den ersten freien Wahlen 
am 15. Juni 1977 und einer Massendemonstration am 11. September, bei 
der Hunderttausende Katalanen in Barcelona ,,Freiheit, Amnestie und 
ein Autonomiestatut" forderten, wurde die Regierung der Generalitat 
am 29. September desselben Jabres provisorisch wiederhergestellt, 
noch bevor die Verfassung von 1978 verabschiedet wurde. 

Diese Verfassung, die immer noch in Kraft ist, etablierte ein Staatsmodell 
mit einem groBen Potential für politische Dezentralisierung, bekannt 
als ,,Autonomie(n)staat" (Estado Autonómico). Sie definierte kein ferti­
ges System, sondern regelte das Verfahren, durch das sich die verschie­
denen angrenzenden Provinzen, wenn sie es wünschten, als Autonome 
Gemeinschaften (Comunidades Autónomas) einrichten konnten. Sie 
legte fest, dass die Befugnisse und Institutionen der Comunidades 
Autónomas im Autonomiestatut festgelegt werden, einem vereinbar­
ten Gesetz, das vom zentralen Parlament auf Vorschlag des jeweiligen 
Gebiets verabschiedet wird. Die Verfassung listete auch die Befugnisse 
auf, die in jedem Fall dem Staat zustehen (Art. 149). AuBerdem wurde 
das Verfassungsgericht als Schiedsrichter bei Kompetenzstreitigkeiten 
zwischen dem Staat und den entstehenden Autonomen Gemeinschaften 
eingesetzt. 

Die Verfassung wurde bei dem Referendum am 6. Dezember 1978 von 
einem sehr hohen Prozentsatz der Katalanen angenommen: 90,5 % Ja­
Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von 67,9 %, ahnlich wie im übrigen 
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Spanien (87,9 % bei einer Wahlbeteiligung von 67,1 %) und viel hoher 
als im Baskenland (69,1 % bei einer niedrigen Wahlbeteiligung von 
44,7 %), wo die separatistische Terrororganisation ETA damals stark 
verwurzelt war und wo die Baskische Nationalistische Partei (PNV) 
um Enthaltung bat. In 1978 wurde übrigens auch eine linksseparatisti­
sche Terrororganisation in Katalonien gegründet (Terra Lliure), aber sie 
hatte viel weniger soziale Unterstützung als die ETA und beging viel 
weniger Angriffe. Sie wurde 1991 aufgelost. In den dreizehn Jabren 
ihrer Tatigkeit verursachte sie einen Todesfall, verglichen mit mehr als 
850, die von der ETA bis zu ihrem endgültigen Gewaltverzicht im Jahr 
2011 verursacht wurden. 

Die Verfassung erlaubte den Aufbau eines asymmetrischen de­
zentralisierten Staates, aber die Bedenken vieler Territorien gegen 
die unterschiedliche Behandlung der so genannten ,,historischen" 
Gemeinschaften (Katalonien, Baskenland und Galicien, auf die sich die 
zweite Übergangsbestimmung der Verfassung bezieht) führten zu einer 
fortschreitenden Homogenisierung und zur Aufteilung ganz Spaniens in 
Autonome Gemeinschaften mit einem ahnlichen MaJ3 an Kompetenzen 
(Autonomiepakte von 1981 und 1992). 

Das Ergebnis des Prozesses der Übertragung von Kompetenzen auf die 
Autonomen Gemeinschaften ist ein weitgehend dezentralisierter Staat, 
der oft als quasi-füderal bezeichnet wird, in dem diese Gemeinschaften 
über Parlamente mit Gesetzgebungskompetenz für eine Vielzahl von 
Angelegenheiten verfügen und einen sehr wichtigen Teil der offentli­
chen Ausgaben verwalten. 

Im Jahr 2005, als der erwahnte Prozess der praktischen Angleichung 
der Kompetenzen aller Autonomen Gemeinschaften abgeschlossen war, 
legten die Parlamente des Baskenlandes und Kataloniens den Cortes 
Generales ihre j eweiligen Entwürfe zur Reform ihrer Autonomiestatuten 
von 1979 zur Verabschiedung vor, um ihre Autonomie zu vertiefen 
und sich von den anderen Comunidades Autónomas zu differenzieren. 
Der baskische Entwurf, auch bekannt als ,,lbarretxe-Plan" (nach dem 
baskischen Prasidenten, der ihn fürderte), ging eindeutig über den ver­
fassungsmafügen Rahmen hinaus, indem er ein Modell für eine kon­
füderale Beziehung zum spanischen Staat vorschlug. Er wurde am 
l. Februar 2005 vom spanischen Parlament fast einstimmig abgelehnt. 
Das anschlieJ3ende baskische Gesetz, das diesen Entwurf durch eine 
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Volksbefragung legitimieren wollte, wurde vom Verfassungsgericht in 
seinem Urteil 103/2008 vom 11. September für verfassungswidrig er­
klart. 

Der katalanische Entwurf, der bei den Bürgern Kataloniens wenig 
Interesse geweckt hatte, wurde hingegen am 30. Marz 2006 von den 
Cortes Generales angenommen, wenn auch mit erheblichen Abstrichen 
und gegen die Stimme der groJ3ten Oppositionspartei, der konservativen 
Volkspartei von Mariano Rajoy (Partido Popular, PP). Zum ersten Mal 
wurde der Konsens der groJ3en Staatsparteien bei der Entwicklung des 
Autonomiestaates gebrochen. Bei dem Referendum am 18. Juni 2006 
stimmten 73,9 % der Katalanen für die Reform des Autonomiestatuts, 
bei einer geringen Wahlbeteiligung (49 %). 

Das neue Statut wurde vor dem Verfassungsgericht von der PP, dem 
Ombudsmann und einigen Autonomen Gemeinschaften angefochten. 
Die PP führte eine Kampagne zur Unterschriftensammlung gegen das 
Statut in ganz Spanien durch und stellte in ihrer Verfassungsbeschwerde 
die meisten seiner 245 Vorschriften in Frage. Die Entstehungsgeschichte 
dieses Urteils war sehr kompliziert. Sowohl die PP als auch die katalani­
sche Regierung fochten vier Richter wegen mangelnder Unparteilichkeit 
an, und bis zu sieben Entwürfe des Urteils wurden debattiert. Am 
26.11.2009, einige Monate vor der Verkündung des Urteils und ange­
sichts der Vermutung, dass es negativ ausfallen würde, veroffentlichten 
die zwolf wichtigsten Zeitungen Kataloniens in einer noch nie gese­
henen Initiative einen gemeinsamen Leitartikel zur Verteidigung des 
Statuts, in dem sie die Legitimitat des Verfassungsgerichts anzwei­
felten, ein Gesetz für nichtig zu erklaren, das vom katalanischen und 
spanischen Parlament beschlossen und von den Bürgern Kataloniens in 
einem Referendum ratifiziert worden war. 

Das Urteil (STC 31/2010) wurde schlieJ3lich am 28. Juni 2010 verkündet, 
fast vier Jahre nach Inkrafttreten des Statuts. Es erklarte die vollstan­
dige oder teilweise Verfassungswidrigkeit von 14 Artikeln und stellte 
die verfassungskonforme Auslegung von 27 anderen fest. Obwohl das 
Urteil, das von den Richtern des so genannten progressiven Sektors 
und einem Richter aus dem konservativen Sektor gebilligt wurde, ver­
suchte, die Anzahl der für nichtig erklarten Vorschriften so weit wie 
moglich zu reduzieren, deaktivierte es durch die Auslegung die wich­
tigsten Neuerungen des Statuts und die angestrebte ,,Abschirmung" der 
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Ko~petenzen Kataloniens. Das Urteil wirkte sich auch auf hochsym­
bohsche Fragen aus, indem es im Tenor des Urteils selbst bestritt dass 
Katalonien verfassungsrechtlich eine Nation ist. ' 

Die Reaktion der katalanischen Gesellschaft erfolgte sofort und am 
10. Juli 2010 fand in Barcelona eine Demonstration von mehr als ei­
ner Million Menschen unter dem Motto ,,Wir sind eine Nation, wir 
entscheiden" statt. Sie wurde von den wichtigsten Parteien im kata­
lanischen Parlament unterstützt, von denen damals nur eine offen für 
die Unabhangigkeit eintrat (ERC, mit 21 von 135 Sitzen und 14 % der 
Wahlerstimmen in den vorigen Wahlen von 2006). Die Demonstration 
wurde von allen Prasidenten und ehemaligen Prasidenten der Generalitat 
und des Parlaments von Katalonien angeführt. 

In der Zeit der Ausarbeitung des Urteils entwickelte sich eine bedeu­
tende separatistische soziale Bewegung, die ihren prominentesten 
Ausdruc_k i~ den inoffiziellen Konsultationen über die Unabhangigkeit 
hatte, die m mehr als fünfhundert katalanischen Gemeinden zwi­
schen dem 13. September 2009 (Arenys de Munt) und dem 10. April 
2011 (Barcelona) organisiert wurden und die von mehr als 60.000 
Freiwilligen unterstützt wurden. Als Ergebnis dieses Prozesses lokaler 
~onsulta~i~nen gründeten am 14. Dezember 2011 156 Bürgermeister 
die Verei~1gung der Gemeinden für die Unabhangigkeit (AMI), in 
der derzelt mehr als 80 % der Gemeinden Kataloniens vertreten sind. 
Caries Puigdemont war der Prasident der AMI (und Bürgermeister von 
Girona), als er im Januar 2016 zum Prasidenten der Generalitat gewahlt 
wurde. 

Diese soziale Bewegung kulminierte am 10. Marz 2012 in der 
K~nstituierung der Katalanischen Nationalversammlung (ANC), einer 
pnvaten V~re~ni_gung, die _e~ne fundamentale Rolle bei der Steuerung 
des sezess10mstlschen pohtischen Prozesses spielen sollte, der einige 
Monate spater begann. Sie organisierte die erste offen pro-unabhangi­
ge Massendemonstration des 11. September 2012 sowie die der Diaden 
der folgenden Jabre, die immer beeindruckend und friedlich waren. 
Die ANC übte auch offentlich Druck auf die separatistischen Parteien 
aus und forderte sie auf, die mit ihrer vereinbarten Roadmap zur 
Unabhangigkeit einzuhalten. Ihre erste Prasidentin, Carme Forcadell 
war P:.asi_den~in des katalanischen Parlaments, als die einseitig; 
Unabhang1gkeitserklarung am 27. Oktober 2017 erfolgte. 
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Ich werde nun die wichtigsten Episoden dieses sezessionistischen 
politischen Prozesses in Erinnerung rufen. Dieser Prozess (be­
kannt als ,,el procés") begann in 2012 und hat eine groJ3e interna­
tionale Resonanz gehabt. Wie wir sehen werden, lehnte die spa­
nische Regierung von Mariano Rajoy (der die Wahlen 2011 mit 
absoluter Mehrheit gewonnen hatte) wahrend des gesamten Prozesses 
die Einberufung des von den Unabhangigkeitsbefürwortern gefor­
derten Selbstbestimmungsreferendums ab und beschrankte sich dar­
auf, die verschiedenen Initiativen des Parlaments und der Regierung 
Kataloniens vor dem Verfassungsgericht anzufechten. 

Nach der erwahnten Pro-Unabhangigkeits-Demonstration des 
11. September 2012 kündigte Artur Mas, Prasident der Generalitat, 
vorgezogene Wahlen zum katalanischen Parlament an. Seine Partei 
CiU, die gemaJ3igte christdemokratische Partei, die Katalonien zwi­
schen 1980 und 2003 unter Jordi Pujol regiert hatte, trat bei diesen 
Wahlen zum ersten Mal als Pro-Unabhangigkeitspartei an, mit der 
Verpflichtung, ein Referendum über die Selbstbestimmung Kataloniens 
zu organisieren. Mas schaffte es, mit diesem Wahlversprechen die 
Wahlen zu gewinnen, trotz der harten Kürzungen, die seine Regierung 
in der schwierigsten Phase der GroJ3en Rezession durchführte und die 
starke soziale Proteste hervorgerufen hatten. Diese Wahlen führten 
auch zu einem bedeutenden Aufstieg der einzigen traditionell für die 
Unabhangigkeit eintretenden Partei (ERC) und zum Einzug der links­
radikalen Separatistenpartei CUP ins Parlament, die in den folgenden 
Entwicklungen eine sehr prominente Rolle spielen sollte - und weiter­
hin spielt. 

Am 23. Januar 2013 verabschiedete das neu gewahlte katalanische 
Parlament eine EntschlieJ3ung, in der es die Souveranitat des Volkes 
von Katalonien und das ,,Entscheidungsrecht der Bürger Kataloniens" 
erklarte. Das Verfassungsgericht hat mit dem Urteil 42/2014 vom 
10. April die Souveranitatserklarung für ungültig erklart und festge­
stellt, dass die katalanischen Institutionen kein Referendum über die 
Unabhangigkeit Kataloniens ausrufen konnen. Trotzdem rief Artur 
Mas, um sein Wahlversprechen zu erfüllen, am 9. November 2014 eine 
Konsultation über die Unabhangigkeit aus, ohne die Garantien eines 
Referendums. Die Konsultation fand statt, obwohl sie aufgrund der 
von der Zentralregierung beim Verfassungsgericht eingereichten Klage 
ausgesetzt worden war. Das Gericht hob sie mit Urteil 32/2015 vom 
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25. Februar auf. Zwei Jahre spater (am 13. Marz 2017), wurden Mas 
und die Mitglieder seiner Regierung, die die Konsultation organisiert 
hatten, wegen Missachtung des Urteils zu Amtsverbot verurteilt. Der 
Rechnungshofverurteilte sie 2018 zur Zahlung von 4,9 Millionen Euro 
für die offentlichen Gelder, die für die Beratung ausgegeben wurden. 

Angesichts der Unzuverlassigkeit dieser Konsultation rief Mas am 
27. September 2015 Neuwahlen zum katalanischen Parlament aus. Diese 
Wahlen sollten einen ,,plebiszitaren" Charakter über die Unabhangigkeit 
haben. Zu diesem Zweck kandidierten die beiden wichtigsten Pro­
Unabhangigkeits-Parteien auf einer einzigen Liste (Junts pe! Sí), trotz 
der erheblichen ideologischen Unterschiede, die sie trennen. Die Pro­
Unabhangigkeitsparteien erhielten 53 % der Sitze und 47,80 % der 
Stimmen. Das neue Parlament setzte Carles Puigdemont als Prasidenten 
der Generalitat ein (die CUP legte damals ihr Veto gegen Mas wegen 
der von ihm vorgenommenen Kürzungen ein) und verabschiedete eine 
Entschlie/3ung vom 9. November 2015, in der es ,,feierlich den Beginn 
des Prozesses zur Schaffung eines unabhangigen katalanischen Staates 
in Form einer Republik" erklarte, der nicht den Entscheidungen unter­
worfen war, die von den Institutionen des spanischen Staates getroffen 
werden konnten, insbesondere vom Verfassungsgericht, das nach dem 
Urteil vom Juni 2010 als ,,nicht legitim und nicht kompetent" ange­
sehen wurde. Diese Entschlie/3ung wurde wieder durch das Urteil des 
Verfassungsgerichts 259/2015 vom 2. Dezember für nichtig erklart. 

In Erfüllung dieser Entschlie/3ung formalisierte das katalanische 
Parlament den Bruch mit der spanischen Verfassungsordnung, indem es 
in zwei umstrittenen Plenarsitzungen am 6. und 7. September 2017 die 
sogenannten ,,Abkopplungsgesetze" verabschiedete: das Gesetz über das 
Selbstbestimmungsreferendum und das Gesetz über die Gründung und 
den rechtlichen Übergang zur Republik. Das Inkrafttreten des letzteren 
war an ein Ja zur Unabhangigkeit in dem Referendum gebunden, das 
das erstere für den l. Oktober 2017 angesetzt hatte. Beide Gesetze wur­
den vom Verfassungsgericht am 7. und 12. September ausgesetzt (und 
schlie/3lich durch die Urteile 114/2017 und 124/2017 vom 17. Oktober 
und 8. November für nichtig erklart), und die Regierung von Mariano 
Rajoy kündigte an, dass sie die Durchführung des Referendums ver­
hindern würde. Trotzdem fand es schlie/3lich statt, ohne jegliche recht­
liche Garantie. Um es zu verhindern, schickte die Zentralregierung 
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staatliche Polizeikrafte, die sehr hart in die Wahllokale eingriffen und 
Gewaltszenen verursachten, die um die Welt gingen. 

Am 27. Oktober 2017, wahrend der spanische Senat über die 
Genehmigung des Eingriffs in die Autonomie Kataloniens gema/3 
Artikel 155 der Verfassung (importiert aus Artikel 37 des Bonner 
Grundgesetzes) debattierte, billigte das katalanische Parlament in g~hei­
mer Abstimmung die einseitige Unabhangigkeitserklarung Katalomens. 
Am gleichen Tag ordnete Mariano Rajoy in Anwendung des Artikels 
155 die Absetzung der katalanischen Regierung und die Einberufung 
von Wahlen zum katalanischen Parlament am 21. Dezember an. 

Kein auslandischer Staat erkannte die Unabhangigkeit Kataloniens an, 
und die katalanische Regierung ergriff keine Ma/3nahmen, um sie wirk­
sam werden zu lassen. Nicht einmal die spanische Flagge wurde vom 
Palau de la Generalitat entfernt. Puigdemont und einige Mitglieder 
seiner Regierung flohen aus Spanien, wahrend andere dies nicht taten 
und bald inhaftiert wurden. Deutschland, Belgien und Schottland haben 
der Auslieferung der fünf Ausgereisten nicht zugestimmt, und drei von 
ihnen (einschlie/3lich Puigdemont) sind inzwischen zu Abgeo_rdneten 
des Europaischen Parlaments gewahlt worden. Der Oberste Genchts~of 
Spaniens hat mit Urteil vom 14. Oktober 2019 di~ sechs z~rückgebhe­
benen Regierungsmitglieder zu Haftstrafen von bis zu dre1zehn Jahren 
und Amtsverbot (für die Verbrechen der Aufruhr und der Veruntreuung) 
verurteilt und die von der Staatsanwaltschaft beantragten Strafen von 
bis zu drei/3ig Jabren für das Verbrechen der Rebellion deutlich herab­
gesetzt. Áhnliche Urteile erhielten die damalige Prasidenti? des kat~la­
nischen Parlaments, der Vorsitzende der ANC und der Vors1tzende emer 
anderen Vereinigung, die auch eine prominente Rolle in diesem Prozess 
spielte (Ómnium Cultural). Als das Urteil verkündet wurde, ~am es in 
verschiedenen katalanischen Stadten zu gro/3en Demonstratlonen und 
schweren Unruhen. 

Bei den Wahlen vom 21. Dezember 2017 mit einer Rekordbeteiligung 
von 79 % gewann eine nicht-separatistische Partei (Ciudadanos), 
aber die Pro-Unabhangigkeitsparteien erhielten 51,9 % der Sitze (und 
47 5 % der Stimmen) und konnten erneut eine Regierung bilden. Diese 
L;gislaturperiode war gepragt von institutioneller Lahmu~g, lediglich 
symbolischer separatistischer Gestikulation, offenen D1skrepanzen 
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zwischen den beiden Koalitionspartnern und der Bewaltigung der 
Corona-Pandemie. 

Um eine mogliche Verhandlung über die Situation der Gefangenen 
und den Katalonienkonflikt zu erleichtern, unterstützten die beiden 
wichtigsten Pro-Unabhangigkeitsparteien den Misstrauensantrag ge­
gen Mariano Rajoy, der die Bildung einer sozialistischen Regierung 
im Juni 2018 ermoglichte. Die ERC hat durch seine Enthaltung auch 
die Amtseinführung von Pedro Sánchez als Prasident der spanischen 
Regierung nach den Parlamentswahlen vom 10. November 2019 er­
leichtert. 

Bei den letzten Regionalwahlen am 14. Februar, die mitten in der 
Pandemie stattfanden, gewann die sozialistische Partei, aber, wie ich 
eingangs sagte, gewannen die Pro-Unabhangigkeits-Krafte erneut die 
Mehrheit der Sitze und überschritten zum ersten Mal die psychologische 
Schwelle von 50 % der Stimmen. Über die Bildung einer Regierung 
wird derzeit verhandelt. Alles deutet jedoch darauf hin, dass nach der 
desastrosen Erfahrung vom 27. Oktober das Risiko einer neuen einsei­
tigen Unabhangigkeitserklarung gering ist. 

Diese sehr ernste institutionelle Konfrontation hat sehr negative Folgen 
für Katalonien und Spanien gehabt: neben vielen anderen hat sie ei­
nen tiefen sozialen Bruch zwischen Katalanen und zwischen Katalanen 
und Spaniern erzeugt; sie hat ein grof3es Wiederaufleben des spani­
schen Nationalismus und den Aufstieg der extremen Rechten verur­
sacht, die 2019 mit grof3er Kraft in das spanische Parlament (VOX als 
dritte Kraft mit 52 Abgeordneten, 3,7 Millionen Stimmen, 15 %) und 
sogar in das katalanische Parlament eingezogen ist; sie hat die poli­
tische Debatte in Katalonien zehn Jahre lang monopolisiert und we­
sentliche Reformen verhindert; sie hat viele Unternehmen dazu veran­
lasst, ihren Sitz aus Katalonien zu verlegen; sie hat das internationale 
Ansehen Barcelonas, Kataloniens und der spanischen Demokratie un­
tergraben; sie hat grof3e Frustration unter Millionen von Katalanen er­
zeugt; sie hat die Regierbarkeit Kataloniens und Spaniens extrem er­
schwert; und sie hat die Verfassung von 1978 und ihre Institutionen 
(wie das Verfassungsgericht oder die Krone) in den Augen der Halfte 
der Katalanen vollig diskreditiert. 

Die Verfassung, für die, wie wir gesehen haben, 1978 90 % der 
Katalanen gestimmt haben, wird jetzt von der Halfte von ihnen als eine 

12 

Last empfunden, als eine aufgezwungene Norm, die sie daran hindert, 
ein Referendum abzuhalten, in dem sie über ihre Zukunft als Volk ent­
scheiden konnen. Es ist sehr bezeichnend, dass der Konflikt von beiden 
Seiten als ein Wettstreit zwischen Unabhangigkeitsbefürwortern und 

" 
Konstitutionalisten'' (Pro-Verfassungs-Anhangern) dargestellt wird. 

An diesem Zeitpunkt denke ich, dass der Konflikt nur durch eine 
Verfassungsreform gelost werden kann, die es ermoglicht, dass die 
Verfassung wieder von einer grof3en Mehrheit der Katalanen unter­
stützt wird. Und zu diesem Zweck glaube ich, dass diese Reform eine 
Sezessionsklausel enthalten sollte. Damit kommen wir zum zweiten 
Teil meines Vortrags, der viel kürzer sein wird als der Erste. 

3. Die Einführung einer verfassungsmafügen Sezessionsklausel 
als mogliche Losung 

Wie das Verfassungsgericht in den erwahnten Urteilen hervorgeho­
ben hat, erkennt die spanische Verfassung das Recht auf Sezession 
der Autonomen Gemeinschaften nicht an. Dies ist keine Anomalie. 
In der Rechtsvergleichung gibt es nur sehr wenige Verfassungen, die 
dieses Recht anerkennen. Auf3erdem sind es keine sehr einflussreichen 
Verfassungen, wie die von Áthiopien aus dem Jahr 1994. 

Andererseits scheint mir klar zu sein, dass die Bedingungen, die die 
Berufung auf das vom internationalen offentlichen Recht anerkannte 
Recht auf Sezession rechtfertigen konnten, in Katalonien nicht exis­
tieren. Spanien ist eine konsolidierte Demokratie, Katalonien ist kei­
ne Kolonie und es gibt keine Verletzungen der Menschenrechte von 
Minderheiten, die es erlauben würden, eine Sezession aus gerechtem 
Grund zu fordern. Tatsachlich wurde der gesamte oben beschriebene 
sezessionistische Prozess von den machtigen Institutionen Kataloniens 
gesteuert, die die spanische Verfassung ermoglicht hat. Es reicht, wenn 
man bedenkt, dass der Prasident der Generalitat ein viel hoheres Gehalt 
erhalt als der Prasident der spanischen Regierung. 

Allerdings hat das Verfassungsgericht selbst festgestellt, dass 
der Anerkennung eines solchen Sezessionsrechts durch eine 
Verfassungsreform nichts entgegensteht. Wie der Gerichtshof un­
terstrichen hat, enthalt die spanische Verfassung kein Gebot wie die 
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,,Ewigkeitsklausel" des Art. 79 Abs. 3 GG, die der Verfassungsreform 
materielle Grenzen setzt, sofern die dafür vorgesehenen Verfahren ein­
gehalten werden. 

Da in diesem Fall Artikel 2 der Verfassung betroffen ist, der die unauf­
losliche Einheit der spanischen Nation verankert, müsste das verstarkte 
Reformverfahren des Artikels 168 befolgt werden. Dieses Verfahren ist 
für die Totalrevision der Verfassung oder eine Teilrevision vorgesehen, 
die die Grundprinzipien des spanischen Staates, die Grundrechte oder 
die Krone betrifft. 

Es handelt sich um ein sehr komplexes Verfahren, das aus vier Phasen 
besteht: Zunachst muss jede der Kammern des Staatsparlaments 
(Abgeordnetenhaus und Senat) der Reform mit einer Zweidrittelmehrheit 
zustimmen. In dieser ersten Phase wird über die Reform als Ganzes 
und nicht über die einzelnen Artikel abgestimmt. Dann wird das 
Parlament sofort aufgelost und es werden Wahlen angesetzt. Drittens 
müssen die neuen Kammern den Beschluss zur Reform der Verfassung 
ratifizieren und gegebenenfalls den neuen Verfassungstext studieren 
und erneut mit einer Zweidrittelmehrheit beider Kammern verabschie­
den. Viertens und letztens muss die vom Parlament verabschiedete 
Reform einem Referendum aller Spanier zur Ratifizierung vorgelegt 
werden. Die Initiative für die Reform kann von der Regierung, dem 
Abgeordnetenhaus, dem Senat oder einem autonomen Parlament ausge­
hen, wie in den Artikeln 166 und 87 der Verfassung festgelegt. 

Ich denke, es gibt gute Gründe, diese verfassungsrechtliche Regelung des 
Sezessionsrechts der Territorien, die einen multiethnischen oder pluri­
nationalen Staat wie den spanischen bilden, durchzuführen. Ich stimme 
mit den spanischen Verfassungsrechtlern und Politikwissenschaftlern 
überein, die diese Losung für das katalanische Problem verteidigt ha­
ben (Aláez, Bastida, Vírgala, Moreno, u. a.), und mit den auslandischen 
Autoren, auf die sie sich stützen (wie Weinstock oder Norman). 

Die verfassungsrechtliche Anerkennung des Rechts auf Sezession 
starkt das demokratische Prinzip. Die meisten modernen Staaten, und 
insbesondere der spanische Staat, sind nicht durch eine demokratische 
Entscheidung ihrer Bürger entstanden. Ihre Grenzen wurden durch 
Kriege und die Heiraten früherer Monarchen bestimmt. Den Bürgern 
eines bestimmten Territoriums die Entscheidung zu überlassen, ob sie 
mit diesem Staat verbunden bleiben oder einen neuen Staat gründen 
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wollen, ist nichts anderes als die koharente Weiterentwicklung des de­
mokratischen Prinzips. Dies wurde in flexibleren und pragmatischeren 
Verfassungssystemen wie dem kanadischen oder britischen ganz selbst­
verstandlich akzeptiert, wo man nicht zogerte, verbindliche Referenden 
über Sezessionen zuzulassen. Im 21. Jahrhundert scheint es nicht mehr 
akzeptabel zu sein, dass eine Sezession nur mit Gewalt, durch einen 
revolutionaren verfassungsgebenden Prozess, erfolgen kann. 

Gleichzeitig erlaubt eine verfassungsrechtliche Regelung die Abwagung 
dieses demokratischen Prinzips mit anderen Grundprinzipien der (spa­
nischen) Rechtsordnung, wie den Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit, der 
Rechtssicherheit, der VerhaltnismaJ3igkeit und der institutionellen Treue: 
Eine angemessene Regelung des Sezessionsrechts bietet ihm die not­
wendige Rechtsgrundlage, bestimmt eindeutig die Subjekte, die es in­
nehaben, und die Bedingungen und Verfahren, die für seine Ausübung 
notwendig sind, vermeidet seinen unverhaltnismaJ3igen Gebrauch und 
vermeidet, dass es als Instrument permanenter Erpressung eingesetzt 
wird, um Vorteile für das jeweilige Gebiet zu erlangen. 

In diesem Sinne bin ich, wie die oben genannten Autoren, der Meinung, 
dass das Sezessionsrecht strengen Anforderungen unterworfen werden 
sollte, unter Berücksichtigung der enormen Auswirkungen, die seine 
Ausübung sowohl für das sezessionistische Gebiet als auch für den Staat, 
von dem es sich abspalten will, und sogar für Drittstaaten und interna­
tionale und supranationale Organisationen wie die Europaische Union 
hat. Die Sezession ist eine Verfassungsreform, und als solche muss sie 
den verstarkten Mehrheiten entsprechen, die die Verfassung selbst für 
ihre Reform vorsieht. Es ist inakzeptabel, dass eine solch transzen­
dente Entscheidung, die künftige Generationen beeinflussen wird, mit 
50,01 % der abgegebenen Stimmen angenommen wird. Wie der Oberste 
Gerichtshof Kanadas in seiner berühmten Stellungnahme von 1998 zur 
Sezession von Quebec feststellte, ist für einen solchen Schritt eine kla­
re Mehrheit erforderlich. Andererseits sollte die Ausübung des Rechts 
auch zeitlich begrenzt sein, um seine missbrauchliche Nutzung zu ver­
meiden. Und die Subjekte, die sich darauf berufen konnten, sollten be­
grenzt werden, indem man es auf territoriale Einheiten von besonderer 
Bedeutung, wie die Autonomen Gemeinschaften, beschrankt, um die 
Sezession untergeordneter Territorien, wie Provinzen oder Gemeinden, 
zu verhindern. 
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Unter diesen Pramissen stimmen die Vorschlage der spanischen Doktrin 
darin überein, dass die Sezession mit einer Zweidrittelmehrheit des je­
weiligen Autonomen Parlaments gebilligt und dann einem Referendum 
der Bürger dieser Autonomen Gemeinschaft unterzogen werden sollte, 
in dem eine verstarkte Mehrheit von mindestens 60 % der abgegebenen 
Stimmen erforderlich ware. Meiner Meinung nach konnte die Schwelle 
bei zwei Dritteln (66,66 %) liegen, um die Koharenz mit der erforderli­
chen Mehrheit der Sitze im Parlament zu wahren. Es scheint auch ver­
nünftig zu sein, eine Mindestbeteiligung von 50 % der Wahler beim 
Referendum zu fordern. Einigkeit besteht auch darin, die Wiederholung 
der Sezessionsinitiative in einem weiten Zeitraum von 18 oder 20 Jahren 
(eine neue Generation von Wahlern) zu verhindern, falls das Nein ge­
winnt. 

Die Verfassung sollte auch verlangen, dass die Frage klar ist und 
Bestimmungen über die notwendige Verhandlung der Bedingungen der 
Sezession enthalten. Aláez schlagt, inspiriert von Artikel 50 des Vertrags 
über die Europaische Union, vor, eine zweijahrige Verhandlungsperiode 
zwischen der Zustimmung durch das Regionalparlament und dem 
Referendum zu eroffnen. Dies konnte nützlich sein, um die Probleme 
zu vermeiden, die mit dem Brexit erlebt wurden, und es den Bürgern 
zu ermoglichen, die endgültige Entscheidung zu treffen, nachdem sie 
ausreichend über die realen Konsequenzen der Sezession informiert 
wurden. 

In Anbetracht der groJ3en Auswirkungen, die eine Sezession innerhalb 
eines Mitgliedstaates auch für die Europaische Union und die ande­
ren Mitgliedstaaten hatte, stimme ich mit De Miguel überein, dass 
es angemessen ware, sie in die Vertrage selbst aufzunehmen. Die 
Regelung, die eingeführt würde, würde mogliche interne Sezessionen 
stark beeinflussen. Diese würden erheblich entmutigt, wenn der von 
der Kommission bisher vertretene volkerrechtliche Ansatz, der ei­
nen automatischen Austritt aus der Union und die Anwendung des 
ordentlichen Beitrittssystems mit Einstimmigkeitsbeschluss aller 
Mitgliedstaaten vorsieht, ausdrücklich aufgenommen würde. Es gibt 
mehrere Mitgliedstaaten mit sezessionistischen Spannungen, und es ist 
durchaus moglich, dass sich einige gegen eine Aufnahme aussprechen 
würden. Ein anderer Ansatz, der vielleicht eher dem erreichten Grad 
der politischen Integration entspricht und den Staatsangehorigen des 
betreffenden Gebiets sowie der Aufrechterhaltung des Binnenmarkts 
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und der Grundfreiheiten mehr Beachtung schenkt, konnte einen auto­
matischen Beitritt oder einen Beitritt mit qualifizierter Mehrheit vorse­
hen, wenn der neue Staat dies beantragt und die Sezession gemaJ3 den 
internen Verfassungsvorschriften des Mitgliedstaats, dem er angehorte, 
erfolgt. Die Forme! für die Aufteilung der Stimmrechte auf die beiden 
Staaten, die dem ursprünglichen Staat entsprachen, konnte sogar im 
Voraus festgelegt werden. 

Die Einführung dieser Sezessionsklausel in die spanische Verfassung 
würde es ermoglichen, die dem Katalonienkonflikt zugrundeliegen­
den Probleme angemessen zu losen. Das oben skizzierte komplexe 
Reformverfahren der Verfassung würde es allen Spaniern, und nicht 
nur den Katalanen, ermoglichen, sich in einem Referendum dazu zu 
auJ3ern. Die Sezessionsklausel konnte von Katalonien, aber auch von 
den übrigen Autonomen Gemeinschaften ausgeübt werden, so dass 
sie nicht als Privileg angesehen werden konnte. Die Verankerung 
des Sezessionsrechts würde die Unabhangigkeitsbestrebungen der 
Katalanen befriedigen und würde die Anerkennung des katalanischen 
Volkes als politisches Subjekt bedeuten, indem man ihm die Befugnis 
zur endgültigen Entscheidung über seine Zukunft gibt, ohne die nach­
tragliche Kontrolle durch das Verfassungsgericht oder ein ander~s 
staatliches Organ. Man darf nicht vergessen, dass der Ausloser für die 
Unabhangigkeit gerade die Tatsache war, dass eine gerichtliche Instanz 
wie das Verfassungsgericht die von den Katalanen in einem Referendum 
beschlossene Reform des Statuts für ungültig erklart hat, eine Reform, 
die damals bei den Bürgern nur wenig Interesse geweckt hatte. 

Gleichzeitig würde eine vernünftige Regelung dieses Rechts wie die 
vorgeschlagene seine missbrauchliche Ausübung verhindern und nur 
dann ernsthaft in Betracht kommen, wenn es sehr groJ3e parlamen­
tarische Mehrheiten für die Unabhangigkeit gibt. Dies würde die 
Regierbarkeit in Katalonien und in Spanien erleichtern, und die politi­
sche Debatte würde sich nicht mehr um dieses Thema drehen. Die hy­
pothetische Moglichkeit einer Sezession ware auch ein Anreiz für den 
Staat, Katalonien und die anderen Autonomen Gemeinschaften gerecht 
zu behandeln, um die Unzufriedenheit der Bevolkerung und das Risiko 
eines Bruchs nicht zu erhohen. 

Die vorgeschlagene Verfassungsreform sollte sich nicht auf die 
Einführung der Sezessionsklausel beschranken, sondern viele an-
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dere Aspekte des Autonomiestaates modernisieren, über die in der 
Verfassungsrechtslehre ein breiter Konsens besteht: die Auflistung 
der Autonomen Gemeinschaften in der Verfassung, die Ánderung 
der Regelung des Senats, um ihn in eine echte Kammer der territo­
rialen Vertretung zu verwandeln, die Klarung der Verteilung der 
Kompetenzen zwischen dem Staat und den Autonomen Gemeinschaften, 
die Regelung der Teilnahme der Autonomen Gemeinschaften an 
den Institutionen der Europaischen Union und die Verbesserung des 
Systems der Finanzierung der Autonomen Gemeinschaften. Dieser 
letzte Aspekt ist entscheidend, da einer der wichtigsten Gründe, der 
zum Anstieg der Unterstützung für die Unabhangigkeit beigetragen hat, 
das Finanzierungsdefizit von Gemeinschaften wie Katalonien in einem 
Kontext schwerer Wirtschaftskrise war. Eine Verfassungsreform im 
Hinblick auf diese Aspekte ist unerlasslich und konnte dazu beitragen, 
die Unterstützung für die Unabhangigkeit zu verringern, selbst wenn 
die Sezessionsklausel nicht eingeführt wird. 

Die verfassungsrechtliche Regelung der Krone konnte auch als Reform 
durch das verstarkte Verfahren des Artikels 168 modernisiert werden. 
Es gibt einen breiten Konsens über die Aspekte dieser Institution, die 
reformiert werden sollten und die dazu beigetragen haben, den Pro­
Unabhangigkeits-Diskurs zu nahren, der radikal antimonarchistisch 
und gegen die Bourbonen-Dynastie gerichtet ist. 

Ich denke, dass eine solche Reform es ermoglichen würde, den 
Verfassungspakt von 1978 zu erneuern und der Verfassung die 
Akzeptanz und Legitimitat in Katalonien zurückzugeben, die sie nie 
hatte verlieren dürfen. 

Leider bezweifle ich aber sehr, dass sie gedeihen kann. Eine solche 
Verfassungsreform würde einen sehr breiten politischen Konsens erfor­
dern, der angesichts der groJ3en Unverantwortlichkeit, mit der katalani­
sche und spanische Politiker in den letzten Jahren agiert haben, schwer 
zu erreichen sein wird. Die verschiedenen Parteien haben den Konflikt 
angeheizt, anstatt zu versuchen, ihn zu losen, weil ihnen das sowohl 
in Katalonien als auch im Rest Spaniens Stimmen eingebracht hat. Die 
Situation konnte sich vielleicht andern, wenn ein einflussreiches Land 
wie Deutschland diskret versuchen würde, die Positionen einander an­
zunahern und einen Konsens zu erreichen. Immerhin war eine solche 
Unterstützung schon für den spanischen Übergang zur Demokratie 
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und die Verabschiedung der Verfassung von 1978 sehr wichtig. In 
Umkehrung des berühmten Satzes von Angela Merkel fürchte ich, dass 
wir es allein nicht schaffen werden! 
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